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Meeresschutzgebiete in der EU:
Wirksame Umsetzung rechtlicher Vorgaben

Meeresschutzgebiete (Marine Protected Areas – MPAs) in der Europäischen Union werden auf Grundlage des EU-Rechts, 
insbesondere der Habitatrichtlinie (Richtlinie 92/43/EWG), ausgewiesen. Ziel ist der Schutz seltener, bedrohter oder 
einheimischer Tier- und Pflanzenarten sowie ihrer natürlichen Lebensräume. Intakte marine Ökosysteme innerhalb 
von Meeresschutzgebieten sind widerstandsfähiger gegenüber den Auswirkungen des Klimawandels, können 
dessen Folgen abmildern und leisten einen wichtigen Beitrag zur Wiederherstellung von Fischpopulationen, was 
durch den sogenannten Spillover-Effekt auch der Fischerei zugutekommt. 
Doch die Realität in den Meeresschutzgebieten sieht anders aus. Trotz klarer rechtlicher Verpflichtungen auf EU-
Ebene kommen in Meeresschutzgebieten weiterhin ökologisch hochproblematische Fischereimethoden wie die 
Grundschleppnetzfischerei zum Einsatz, wodurch die Erhaltungsziele ernsthaft gefährdet sind.
 

Unzureichende Durchsetzung auf nationaler und EU-Ebene 
	» Auf nationaler Ebene, kommen viele Mitgliedstaaten ihren rechtlichen Verpflichtungen aus den EU-

Naturschutzvorgaben nicht nach, da sie entweder keine oder unzureichende Maßnahmen ergreifen. Die nationalen 
Regierungen versäumen es jedoch, Umweltanforderungen angemessen zu berücksichtigen und erforderliche 
Verträglichkeitsprüfungen für Fischereitätigkeiten in Schutzgebieten durchzuführen. 
Die Fischerei bewegt sich hingegen innerhalb der geltenden Genehmigungs- und Zulassungsverfahren.

	» Auch auf EU-Ebene, bleibt eine konsequente Durchsetzung der Naturschutzvorschriften seitens der Europäischen 
Kommission gegenüber den EU-Mitgliedsstaaten bislang aus. Die Europäische Kommission, als „Hüterin der Verträge“, 
trägt die Verantwortung dafür, dass die Mitgliedstaaten EU-Recht ordnungsgemäß umsetzen und anwenden. Dennoch 
hat sie trotz des kritischen Zustands geschützter Meereslebensräume bisher keine Vertragsverletzungsverfahren gegen 
Mitgliedstaaten eingeleitet, die die Grundschleppnetzfischerei in Meeresschutzgebieten weiterhin zulassen.  

Juristische Schritte von Umweltverbänden zum Schutz  
der Meeresschutzgebiete  
Angesichts des mangelhaften Schutzes und der daraus resultierenden Degradierung der Meeresschutzgebiete haben 
Umweltverbände Klagen gegen Mitgliedstaaten angestrengt und bei der Europäischen Kommission Beschwerde eingelegt. Ziel ist 
es, die Regierungen zur Rechenschaft zu ziehen und sicherzustellen, dass die Meeresschutzgebiete durch eine korrekte Umsetzung 
der EU-Naturschutzgesetze tatsächlich geschützt werden. 

Beschwerde bei der Europäischen Kommission: Verantwortung 
der EU-Mitgliedstaaten einfordern 
Aufgrund der anhaltenden Grundschleppnetzfischerei in Meeresschutzgebieten hat ein Zusammenschluss von Umweltverbänden, 
darunter Seas At Risk, ClientEarth und Oceana, bei der Europäischen Kommission eine formelle Beschwerde eingereicht. 

Die Beschwerde fordert die Kommission nachdrücklich auf, von ihren Durchsetzungsbefugnissen Gebrauch zu machen und 
Vertragsverletzungsverfahren gegen jene Mitgliedstaaten einzuleiten, die den Anforderungen des Naturschutzrechts nicht 
nachkommen.

https://seas-at-risk.org/wp-content/uploads/2025/04/Briefing-The-EU-Ocean-Pact-and-Marine-Protected-Areas.pdf
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2590332224003646
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2590332224003646
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Zwar hat die Kommission im Rahmen ihres Aktionsplans zum Schutz von Meeresökosystemen bereits an die Mitgliedstaaten 
appelliert, die Grundschleppnetzfischerei in Meeresschutzgebieten schrittweise einzustellen, doch muss sie nun, entschlossenere 
Schritte unternehmen, um diese Rechtsverstöße zu beheben und das natürliche marine Erbe Europas zu bewahren.

Die eingereichte EU-Beschwerde enthält exemplarische Fälle aus Spanien, den Niederlanden und Dänemark. Diese Länder 
wurden als Fallstudien ausgewählt und stehen stellvertretend für ein viel weiter verbreitetes Problem innerhalb der EU. Im Fokus 
stehen sie aufgrund des besonders hohen Einsatzes von Grundschleppnetzen in ihren Meeresschutzgebieten sowie wegen der 
fachlichen Expertise, die innerhalb des NGO-Netzwerks auf nationaler Ebene – unter anderem durch Oceana, und die Danmarks 
Naturfredningsforening – vorhanden ist.

Diese Initiative ergänzt eine weitere bei der EU-Kommission eingereichte Beschwerde, in der die Einleitung von 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Italien, Deutschland und Frankreich aus denselben Gründen gefordert wird. 

Nationale Klageverfahren zur Einhaltung der Rechtsvorgaben 
Da mehrere EU-Mitgliedstaaten die zerstörerische Grundschleppnetzfischerei in Meeresschutzgebieten weiterhin zulassen, hat ein 
Zusammenschluss von Umweltverbänden Klageverfahren gegen Spanien, Deutschland, Schweden und die Niederlande eingeleitet. 
Ziel ist es, die Regierungen zur Beendigung ökologisch schädlicher Fischereipraktiken in EU-Schutzgebieten zu bewegen.  

Die Habitatrichtlinie verpflichtet dazu, Natura-2000-Gebiete – das bedeutendste Netzwerk von Meeresschutzgebieten in Europa 
– vor Eingriffen zu bewahren die das Gebiet beeinträchtigen könnten. Sie verlangt daher, dass Aktivitäten mit potenziellen 
Auswirkungen auf ein Meeresschutzgebiet – darunter auch die Fischerei – einer Verträglichkeitsprüfung unterzogen werden, 
um mögliche negative Auswirkungen zu bewerten und zu vermeiden. Es soll sichergestellt werden, dass Aktivitäten wie die 
Grundschleppnetzfischerei den ökologischen Zustand der geschützten Gebiete nicht beeinträchtigen. Solche Prüfungen werden 
jedoch von den meisten nationalen Regierungen nicht durchgeführt. Zudem versäumen sie es in der Regel, zum Zeitpunkt 
der Ausweisung eines Meeresschutzgebiets, geeignete Erhaltungs- und Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen, um die Zerstörung 
geschützter Lebensräume und Arten durch Grundschleppnetzfischerei zu verhindern.

 
Zentrale rechtliche und politische Verpflichtungen der EU 
Der rechtliche Rahmen der EU enthält klare Vorgaben zur Erhaltung der Integrität und Wirksamkeit der Natura-2000-
Meeresschutzgebiete. 

EU-Habitatrichtlinie (Richtlinie 92/43/EWG des Rates): (Artikel 6) verpflichtet die Mitgliedstaaten, geeignete 
Erhaltungsmaßnahmen für Schutzgebiete festzulegen. Sie schreibt vor, dass alle Projekte und Pläne im Meer, die 
potentielle Auswirkungen auf die Schutzgebiete haben könnten, vorab überprüft werden müssen. Folglich sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, solche Verträglichkeitsprüfungen durchzuführen, um sicherzustellen, dass Aktivitäten wie die 
Grundschleppnetzfischerei die Gebiete nicht beeinträchtigen. Somit können die Lebensräume und Arten geschützt werden, 
zu deren Erhaltung die Schutzgebiete ausgewiesen wurden.

Die Mittelmeer-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates), die speziell für das Mittelmeer gilt, unterstreicht 
die Notwendigkeit wirksamer Schutzmaßnahmen innerhalb der Natura-2000-Gebiete. Artikel 4 der Verordnung regelt 
ausdrücklich den Einsatz von Grundschleppnetzen in jenen Meeresschutzgebieten, die dem Schutz von Seegraswiesen, 
Riffen und anderen empfindlichen Lebensräumen am Meeresboden dienen. 

Die Umsetzung dieser Verpflichtungen und politischen Maßnahmen in den EU-Meeresgebieten bleibt weiterhin 
unzureichend. Aus diesem Grund hat die Europäische Kommission im Jahr 2023   den EU-Aktionsplan  zum Schutz von 
Meeresökosystemen veröffentlicht.. Ziel dieses Plans ist die Verbesserung der Umsetzung zentraler Naturschutzvorgaben im 
Meeresbereich und die Aufforderung an die Mitgliedstaaten, die Grundschleppnetzfischerei in allen Meeresschutzgebieten 
bis spätestens 2030 schrittweise einzustellen. Obwohl mehrere Länder, allen voran Griechenland und Schweden, auf den 
EU-Aktionsplan reagiert und zugesagt haben, die Grundschleppnetzfischerei in ihren Meeresschutzgebieten zu beenden, 
bleiben die meisten anderen EU-Mitgliedstaaten weiterhin hinter den Vorgaben des EU-Rechts zurück.  

https://ejfoundation.org/news-media/eu-faces-legal-complaint-as-france-germany-italy-leave-protected-marine-areas-open-to-destruction
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Übersicht nationaler Gerichtsverfahren  
   DEUTSCHLAND 

Fall Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) verklagte die deutsche 
Regierung, weil im deutschen Meeresschutzgebiet der Doggerbank ohne vorherige Prüfung 
Grundschleppnetzfischerei zugelassen wurde. 

Intervention Der BUND reichte Klage gegen das Bundesamt für Landwirtschaft und Ernährung aufgrund von 
Verstößen gegen europäisches und nationales Naturschutzrecht ein. 

Kläger Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. 

Beklagte(r) Bundesamt für Landwirtschaft und Ernährung 

Zuständigkeit Deutschland

Gericht Verwaltungsgericht Hamburg

Rechtsgrundlage Habitatrichtlinie

Ziel der Klage: Wirksame Durchsetzung des EU-Naturschutzrechts. Die Grundschleppnetzfischerei soll 
als Projekt im Sinne von Artikel 6.3 der Habitat-Richtlinie eingestuft werden, wodurch 
eine vorherige Verträglichkeitsprüfung verpflichtend wäre, bevor derartige Aktivitäten in 
Meeresschutzgebieten zugelassen werden können.  

 

 
NIEDERLANDE

Fall ClientEarth, Doggerland Foundation, Blue Marine Foundation und ARK Rewilding reichten 
Klage gegen die niederländische Regierung ein, weil diese Grundschleppnetzfischerei in der 
Doggerbank ohne vorherige Prüfung zugelassen hatte. 

Intervention Mehrere Umwelt-NGOs leiteten ein Verfahren gegen die niederländische Regierung ein, um 
die Genehmigung der nach EU-Naturschutzrecht unrechtmäßigen Grundschleppnetzfischerei 
in der Doggerbank anzufechten. 

Kläger ClientEarth, Doggerland Foundation, Blue Marine Foundation, ARK Rewilding  

Beklagte(r) Niederländisches Ministerium für Landwirtschaft, Natur und Lebensmittelqualität 

Zuständigkeit Niederlande

Gericht Verwaltungsgericht in Den Haag 

Rechtsgrundlage Habitatrichtlinie

Ziel der Klage: Wirksame Durchsetzung des EU-Naturschutzrechts. Die Grundschleppnetzfischerei soll 
als Projekt im Sinne von Artikel 6.3 der Habitat-Richtlinie eingestuft werden, wodurch 
eine vorherige Verträglichkeitsprüfung verpflichtend wäre, bevor derartige Aktivitäten in 
Meeresschutzgebieten zugelassen werden können.  
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SPANIEN 
Fall Das EU-Recht verbietet schädliche menschliche Eingriffe in bestimmten Meeresschutzgebieten. 

Die spanische Regierung missachtet diese Vorgaben jedoch, indem sie systematisch 
Grundschleppnetzfischerei in Meeresschutzgebieten sowohl im Atlantik als auch im Mittelmeer 
ohne vorherige Prüfung zulässt. 

Intervention Die Umwelt-NGOs Oceana und ClientEarth reichten Klage gegen die spanische Regierung 
ein, nachdem festgestellt wurde, dass in zahlreichen Meeresschutzgebieten Spaniens 
Grundschleppnetzfischerei ohne jegliche Auswirkungsbewertung stattfindet, wobei gegen EU- 
und nationales Naturschutzrecht verstoßen wird. 

Kläger ClientEarth und Oceana 

Beklagte(r) Spanische Regierung (Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei und Ernährung – 
Generalsekretariat für Fischerei)  

Zuständigkeit Spanien

Gericht Audiencia Nacional, Madrid 

Rechtsgrundlage Habitatrichtlinie, Mittelmeer-Verordnung 

Ziel der Klage: Wirksame Durchsetzung des bestehenden EU-Naturschutzrechts – insbesondere Artikel 4 der 
Mittelmeer-Verordnung sowie Artikel 6 der Habitatrichtlinie. 

SCHWEDEN 
Fall Die Naturschutzorganisation Swedish Society for Nature Conservation (Schwedischer 

Naturschutzbund) forderte die Provinzverwaltung Västra Götaland auf, die 
Grundschleppnetzfischerei im Gebiet Bratten zu beenden. In diesem besonders artenreichen 
Schutzgebiet in schwedischen Gewässern wurde die Fischerei ohne vorherige angemessene 
Prüfung zugelassen. 

Intervention Die Swedish Society for Nature Conservation reichte Klage gegen die Provinzverwaltung 
Västra Götaland ein. Gegenstand ist die Grundschleppnetzfischerei im Natura-2000-Gebiet 
Bratten im Skagerrak. Die Organisation fordert, dass sämtliche Fischerei in diesem Gebiet 
genehmigungspflichtig und dass Grundschleppnetzfischerei dort vollständig verboten wird. 

Kläger Swedish Society for Nature Conservation 

Beklagte(r) Provinzverwaltung Västra Götaland

Zuständigkeit Schweden 

Gericht Land- und Umweltgericht beim Bezirksgericht Vänersborg 

Rechtsgrundlage Habitatrichtlinie und schwedisches Umweltrecht 

Ziel der Klage: Förderung der Schaffung und Anwendung rechtlicher Instrumente zum Verbot der 
Grundschleppnetzfischerei in schwedischen Meeresschutzgebieten. (Einführung eines 
Genehmigungsverfahrens für jegliche Fischereiaktivität in Meeresschutzgebieten) 
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